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Verteidigung bei Fahren unter Rauschmitteleinwirkung 

I. Einleitung 

.~uch eine iolgenlose Fahrt unter Drogeneinwirkung, d. h. 
eine Fahrt ohne F. hrfehler lIndloder drogen bedingte Ausfa ll­
er cheinungen. erfüllt den Ordungswidrigkeirematbestand 
des Fahren eines Kfz unter Rallschmineleinwirkung 
(§ 24 a 11 St\ 'GI. Einen Grenzwert sieht die Vor chrift - an­
ders als ~ 24 a I StVG für Fahrten unter Alkoholeinnuss -
nicht \·or. Folgen: 
- 1. Versroj~: Gel Jhul;e 500 Euro, ein \ton.H F:lhrn'rhot; 
- 2. \ 'ers to !~: Gt'ldhuGe 1000 Euro, drei \l oll.ne F:lhrn~rhot: 
- :Ib 3. \·e rstO l ~ : Geldhuße 1500 Euro. drei \lon.lIe F:lhn·erhot. 

Zusärzlich werJen jeweils 4 Punkte im Verkehrszentralregister einge· 
tragen. 

Werden darüher hinaus drogenhedingte Fahrfehler und/oder 
iür die Fahrtauglichkeit bedeutsame Ausfallerscheinungen 
festgestellt. kommt eine Verurteilung wegen Trunkenheirs­
fahrt (~3 1 6 StGBl mit Geldstrafe in Höhe etwa eines ~l o­
narsnerroeinkol11mclls und in der Regel die Entziehung der 
Fahrerbuhni für circ3 ein jahr in Bctr3cht. Kommt es nicht 
zur FahrerbuhnisC'mziehung, wird die T:H zusätzlich mit 
7 Punkten im Verkchrszentr31register erbsst. 

Eine ~I irreilung an die FührerscheinsteIle erfolgt bereits im 
ErmittiungSl'erfJhren durch die Polizei. Die Drogenauffällig­
keit ("uch auGerhalb des Straßenverkehr . z. B. led iglich bei 
Besitz), kann Zweifel :111 der Eignung zum Führen von Kfz 
oder gleich die UngeeignClheit begründen. Abhängig vom 
Bundesland kann die Fahrerlaubnisbehörde z. B. in Hessen 
bei unkbrem Konsumverhalten die Einholung eines ärzt­
lichen oder bei gelegentlicher Einnahme "on Cannabis die 
Einholung eines medizinisch-psychologischen Gutachtens 
anordnen; bei Einnahme von Betäubungsmineln im Sinne 
des Betäubungsmittelgesetzes (mit Ausnahme von Cannabis) 
kann sie die F"hrerlaubnis ofort entziehen. 

11. Problem im Hinblick auf Belassung oder Neuerteilung 
der Fahrerlaubnis 

Wenn der Betroffene bei Fahren unter Rauschmitteleinwir­
kung gem. § 24 a ll 1 StVG nach Verbüßung des Fahrverbots 
den Führerschein zurückbekommt oder wegen Trunkenheits­
fahrt gern . § 316 StGB nach vorläufiger Entziehung der 
Fahrerlaubnis in der Hauptverhandlung ein deklararorisches 
Fah rverbot "erhängt wird (das durch die Zeit der Beschlag­
nahme des Führerscheins vom Tattag oder der vorläufigen 
Entziehung der Fahrerlaubnis bis zur Hauptverhandlung ab­
gegolten isr) oder das Gericht den Vorwurf der Trunkenheits­
fahrt gem. § 316 StGB als nicht erwiesen ansieht, deshalb 
auf Fahren unter Rauschmitteleinwirkung gem. § 24 a 11 I 
StVG erkennt und dem Betroffenen den Führerschein in der 
Hauptverhandlung zurückgibt, ist die Fahrerlaubnisbehörde 
in den weir überwiegenden Fällen nicht gehindert, auf Grund 
desselben Sach,'erhalts eigene Maßnahmen zu ergreifen. 

Hieran ist sie nur dann gehi ndert, wenn das Gericht in den 
schriftl ichen Urteilsgründen unter Einbeziehung sämtlicher 
Erkennrnisse eine eigenständige Bewerrung der Fahreignung 
vorgenommen hat. Das Urteil muss so genannte Bindungs-

wirkung gegenüber der Fahrerlaubnisbehörde emi"lten. 
Fehlt die e, führt das regelmäßig zu dem Ergehnis. dass der 
Betroffene zwa r ein Fahrverbot verbüßr Im. ihm die FJh r­
erlaubnisbehörde aher ansch ließend gleichwohl wegen des· 
selben Sach"erhalts die Fahrerlaubnis entzieht. Krafti.lhrer, 
die Betäubungsmittel im Sinne des Betäuhungsmittelgesetzes 
(ausgenommen Cannabis) konsumieren, si nd im Regelfall als 
ungeeignet zum Führen Y011 Kraftfahrzeugen anzu'iehen. 
Die gilt auch dann, wenn bei ihnen hisl3ng nur ein ein nuli· 
ger Konsum festgestelIr worden ist. 

Bei dem Antrag auf Neuerrei lung der Falmr!.lubnis n.lCh 
Entziehung ordnet die Behörde die Beibringung eines medizi­
nisch-psychologischen Guradnells :1I1, wobei die \"'ieder­
erlangung der Kraftfahreignung bei Abhängigkei t eine Ent­
giftung lind l1:1chh3ltigc suchrrher~lpelltische Entwöhnung 
' .. orn Beräubungsmitrelkonslll11 und eine n3chgewiescne Be· 
täubungsmirrelabstinenz \'on in der Regel einem J.lhr \·or.1US· 
setzt. Bei Berroffenen, bei denen sich noch keine Drogenpro· 
blem:lrik in der Persönlichkeit lind im Sozi.llnrhaltell n.>rfes­
tigen konnte, ist nicht zwingend zu fordern. dass hereits ein 
jahr (nnch\\'cisbnr) auf den Konsum \,c rzicillet wurde. Um 
:-aber eine stabile Verhahensänderung annehmen 711 können, 
ist hier für ein positives Begurachtullgsergehnis ein Ahs­
tinenzzeitraum \'on in der Regel ein jahr, mindestens .lher 
sechs Monaten \'orauszusetzen (die Ahstinenzzeircn sind in 
den bundeseinheitlichen Beurreillingskriterien festgelegt!. 

Genau hieran scheitert dann in den meisten Fällen eine po­
sitive Begutachtung. Ocr Betroffene ist nicht in der Lage, 
zu m Zeitpunkt der MPU die Abstinenz rückwirkend für 
sechs Monate oder mehr anha nd von forensisch gesicherten 
polrtoxikologischen Haa r· oder Urin3nalyseJ1 nadlzuweisen. 

111. Ziele des Betroffenen 

Ziele des Betroffenen si nd 

- die Fahrerlaubnis zu behahcn hzw. 
- den Zeitraum des Verlusts so kurz wie möglich zu haltt.'l1: 
- zu "ermeiden, eine ~IPU absolvieren zu müssen; 
- die Kosten so gering wie mögl ich zu halten. 

icht nur im Sinne der erfolgreichen Tätigkei t de Verteidi­
gers ist es unerlässlich, dem Mandanten vor Augen zu füh­
ren, dass die Belassung oder Neuerteilung der Fahrerlaubn is 
nu r unter der Vora ussetzung der Drogenabstinenz und der 
psychologischen Aufarbeitung der Ursachen des Drogenkon­
sums möglich sind. 

IV. Aufgaben des Verteidigers 

Der Betroffene muss zu nächst ei nmal über die möglichen 
Folgen seiner Fahrt unter Rauschmirreleinwirkung infor­
miert werden, insbesondere über die sich dem Bußgeld· oder 
Strafverfahren ansch ließenden Maßnahmen der Fahrerlaub· 
nisbehörde. Unbedingt muss darauf hingewiesen werden, 
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dass da Betroffene sich fü r einen Nachweis der Drogenabs­
tinenz in einer zum spiiteren Zeitpunkt stattfindenden MPU 
nach Drogenfreiheit sofort einem Drogen-Abstinenz-Check 
unterziehen soll. Der Urin muss dabei an für den Betroffenen 
nicht ' ·orhersehbaren Terminen unter Aufsicht gesichert wer­
den. Hierbei sind z. B. gerichtsmedizinische Institute, MPU­
Stellen und vereinzelt auch Gesundheitsämter zu beauftra­
gen, den Betroffenen über einen bestimmten Zeitraum - min­
destens über sechs Monate - zu benachrichtigen, dass dieser 
dann noch am sei ben oder am darauffolgenden Tag zur Urin­
konrrolle erscheinen müsse. 

Sofern der Betroffene gegen die Beschlagnahme seines Füh­
rerscheins durch die Polizei Widerspruch eingelegt hat, sollte 
man diesen in dem Gesuch auf Akteneinsicht zurücknehmen . 
So kann zunächst eine vor Akteneinsicht erfolgende - un­
günstige - gerichtliche Entscheidu ng vermieden werden. Ein 
Widerspruch ist nicht fristgebunden und kann jederzeit - er­
neut - eingelegt werden. Ist der Führerschein des Betroffenen 
wegen Jes Verdachts einer Fahrt unter dem Einfluss berau­
schender Mittel gem. § 316 StGB beschlagnahmt worden, 
sollte der Verteidiger versuchen, in einer Hauptverhandlung 
den \Yegiall der Ungeeignetheit des Betroffenen unter Beweis 
zu stellen und das Gericht dazu zu bewegen, in den Urte ils­
gründen klar zum Ausdruck zu bringen, dass es auf Grund 
ei ner eigenständigen abschließenden Beurteilung den Betrof­
fenen nunmehr wieder für geeigner hält, ein Kraftfahrzeug 
zu führen. Es empfiehlt sich, das angestrebte Procedere zuvor 
mit dem Gericht zu besprechen. Meist erwarten Gerichte 
einen 1\l indest- )Zeitraum von der Beschlagnahme des Füh-

rerscheins/vorläufigen Entziehung der Fahrerl3ubnis bis zur 
Hauptverhandlung, um eine Herausgabe des Führerscheins 
in Aussicht stellen zu können. 

Ein bedeurender Umstand für die Beurteilung der charakter­
lichen Einschätzung des Betroffen en im Falle '·on Trunken­
heirs- und Drogenfahrten ist die Tei lnahme an Schulungs­
kursen. Für Personen, die mit Drogen aufgefallen sind, bieren 
die gomobil Schulungscenter des TÜV das spezielle Pro­
gramm "Mobi l Plus Drugs" an. Damit kann Isofern kein 
massives Drogenproblem vorliegt) auch vor Gericht eine 
Sperrfristverkürzung um bis zu zwei Monare erreicht wer­
den. Bei Kursende wird eine Teilnahmebescheinigung aus­
gegeben. 

Der Verteidiger sollre in einer Hauptverhandlung Folgendes 
einführen: 

- Festste ll ungen zur Person des Betroffenen. 
- etwaige Eintragungen im Verkehrszenrr3lregister, 
- etwaige Vorstufen, 
- Teilnahmebescheinigung am Kurs .. ~lobil Plus Drugs-. 
- Erfahrungen des Betroffenen mit dem Reh3bilirJrionsrrogramm fur 

drogenulIffällige Kraftfahrer. 
- (negative) Urindrogenscreenings, 
- Nachreile, die der Verlust des Führerscheins wiihrenJ der Zeit der 

Beschlagnahme und der vorläufigen Enniehung der FJh reriaubnis 
für den Betroffenen gebracht hat (wird \'on diesem h:iuiig als eigent­
liche Strafe empfunden und trägt dJmit dazu bei, sein Veranrwor­
tungsbewusstsein zu stiirken und seine Ve rh:J.1rens{enJ~nzen positi\ 
zu bceinnussen), 

- Zukunnsaussichten des Betroffenen mir und ohne Fuh r~rschein. • 


